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S T E U E R

Besonders interessant für Arbeitnehmer sind 
Zuwendungen des Arbeitgebers, die für den 
Arbeitnehmer steuerfrei sind, also „netto“ bei 
ihm ankommen. Aber auch der Arbeitgeber 
hat dadurch den Vorteil, dass er Vergütungs­
bestandteile für den Arbeitnehmer sozialver­
sicherungs- und steuerfrei bzw. mit einem 
pauschalen Lohnsteuersatz gewähren kann, 
sodass die Personalkosten für solche Ver­
gütungsbestandteile entsprechend geringer 
sind, als wenn die vollen Arbeitgeberbei- 
träge abzuführen wären.
Allgemein bekannt in diesem Zusammen­
hang ist die 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze. 
Hierzu gehören im Grunde alle nicht in Geld 
bestehenden Einnahmen beim Arbeitnehmer. 
So kann diese Freigrenze z.B. genutzt wer­
den, um dem Arbeitnehmer ein monatliches 
Jobticket zu überlassen. Bei der Bewertung 
des Sachbezuges kann aus Vereinfachungs­
gründen ein Bewertungsabschlag von 4 % 
angesetzt werden, falls nicht bereits der güns­
tigste Preis am Markt, z.B. der Internetpreis 
angesetzt wurde. Hier hat der Arbeitgeber 
also die Möglichkeit, sofern für dieselbe 
Sache ein günstigerer Internetpreis ermittelt 
werden kann, diesen anzusetzen. Wenn also 
z.B. das vom Arbeitgeber monatlich überlas­
sene Jobticket 50 Euro kostet, beträgt der  
Wert dieses Sachbezuges unter Berücksich­
tigung des Bewertungsabschlages von 4 % 
dann noch 48 Euro. Der Arbeitnehmer muss 
dann lediglich noch 4 Euro dazuzahlen, damit 
die Überlassung durch den Arbeitgeber in  
die 44 Euro-Sachbezugsfreigrenze fällt. 
Diese Freigrenze darf bei der Abgabe von 
Jobtickets aber nur dann angewendet wer­
den, wenn die Fahrberechtigung auch tat­
sächlich monatlich an den Arbeitnehmer aus­
gehändigt oder elektronisch freigeschaltet 
wird. Übergibt der Arbeitgeber Jobtickets, die 
für einen längeren Zeitraum gelten, z.B. ein 
Jahresticket, so fließt der Vorteil dem Arbeit­
nehmer insgesamt in einem Betrag zu. Die 
Anwendung der 44 EUR-Freigrenze scheidet 
in diesem Fall aus. Die Überlassung eines 
Jobtickets in Form einer Jahresnetzkarte stellt 
im Zeitpunkt der Hingabe steuer- und sozial­
versicherungspflichtigen Arbeitslohn dar.
Aufgrund des immer mehr eingeschränk- 
ten Leistungsumfangs in der gesetzlichen  
Kranken(zusatz)versicherung übernehmen 
Arbeitgeber zunehmend Beiträge für private 

Pflege-, Krankengeld- oder Zahnzusatzversi­
cherungen ihrer Arbeitnehmer. Die Finanz­
verwaltung vertritt bisher die Auffassung, 
dass bei solchen Leistungen des Arbeitge-
bers Arbeitslohn in Form von Barlohn vorliegt, 
weil der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer –  
wirtschaftlich betrachtet – die Beiträge als 
Barlohn und nicht als Sachbezug über- 
nimmt bzw. an das Versicherungsunterneh­
men zahlt. Die Anwendung der 44 Euro- 
Freigrenze würde damit ausscheiden.
Abweichend von dieser Auffassung hat das 
Sächsische Finanzgericht am 16.3.2016  
(Az 2 K 192/16) entschieden, dass es sich 
bei der Gewährung eines Kranken(zusatz)- 
versicherungsschutzes durch den Arbeit­
geber um einen Sachbezug handelt, auf den  
die Freigrenze anwendbar ist. Die Finanz­
verwaltung hat gegen dieses Urteil beim 
Bundesfinanzhof Revision eingelegt (anhän­
giges Verfahren vom 20.5.2016, VI R 13/16). 
Es bleibt also abzuwarten, wie sich der BFH 
hier positioniert.
Grundsätzlich können alle Arbeitnehmer,  
also auch Teilzeitarbeitskräfte und gering­
fügig Beschäftigte, einen Sachbezug nach  
der 44 Euro-Freigrenze erhalten. Für die  
geringfügig Beschäftigten ist allerdings zu 
beachten, dass eine fehlerhaft angewandte 
Steuerfreiheit in der Regel dann auch die  
Sozialversicherungspflicht der entsprechen­
den Arbeitgeberleistung zur Folge hat. Hier­
durch kann es insbesondere zu einem Über­
schreiten der 450 Euro-Grenze kommen,  
mit der Folge, dass dieses Beschäftigungs­
verhältnis dann nicht mehr begünstigt ist.
Neben der Sachbezugsfreigrenze gibt es 
zahlreiche weitere lohn- und sozialversiche­
rungsfreie Arbeitgeberleistungen, wie z.B. 
Aufmerksamkeiten anlässlich eines beson­
deren persönlichen Ereignisses des Arbeit­
nehmers (z.B. Geburtstag), für die seit dem 
1.1.2015 bis zu 60 Euro steuerfrei ge- 
währt werden dürfen. 
Zu den Aufmerksamkeiten zählen auch Ge­
tränke und Genussmittel, die der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmern zum Verzehr im Betrieb 
unentgeltlich oder verbilligt überlässt. Dazu 
zählen aber auch die Kosten für ein Arbeits­
essen, welches in ganz überwiegend be­
trieblichem Interesse durchgeführt wird,  
wenn der Wert pro Teilnehmer einen Be- 
trag von 60 Euro nicht überschreitet.

Aber auch die Gestellung eines Parkplatzes 
durch den Arbeitgeber für das Abstellen  
des privaten Fahrzeuges des Arbeitnehmers 
während der Arbeitszeit ist steuerfrei, da 
diese Leistung im ganz überwiegend eigen­
betrieblichen Interesse erbracht wird.
Fallen am privaten Telefon- und Internet­
anschluss des Arbeitnehmers beruflich ver­
anlasste Telekommunikationsaufwendungen 
an, z.B. weil der Arbeitnehmer einen Heim­
arbeitsplatz hat, können ohne Einzelnach-
weis monatlich bis zu 20 % des Rechnungs­
betrages, höchstens 20 Euro pro Monat steu­
erfrei ersetzt werden. Wenn ein höherer  
Betrag ersetzt werden soll, sind die tat- 
sächlichen Aufwendungen anhand der  
monatlichen Rechnung des Telekommunika­
tionsanbieters nachzuweisen. Aus Vereinfa­
chungsgründen ist es aber zulässig, dass der 
berufliche Anteil für einen repräsentativen 
Zeitraum von drei Monaten nachgewiesen 
wird. Der sich so ergebende Durchschnitts-
wert kann dann vom Arbeitgeber so lange 
erstattet werden, solange sich an den tat­
sächlichen Verhältnissen nichts ändert.
In diesem Zusammenhang steht auch die 
steuerfreie Überlassung von Datenverarbei­
tungsgeräten an den Arbeitnehmer, also z.B. 
eines Smartphones oder eines Tablets sowie 
des gesamten hierfür benötigen Zubehörs. 
Voraussetzung ist dabei aber, dass die  
Datenverarbeitungsgeräte im Eigentum des 
Arbeitgebers verbleiben.
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SICAT Air und OPTISLEEP sind die erste 3D-Lösung, die neben der Analyse der oberen 

Atemwege auch die Visualisierung und schienengeführte Therapie ermöglicht – komplett 

digital und intuitiv:

 Direkte Visualisierung von Engstellen und vereinfachte Patientenkommunikation

 Vollständig digitale Planung und Fertigung für einen effizienteren Workflow

 Hervorragender Tragekomfort durch schlankes Schienen-Design

Mit der Kombination von SICAT Air und OPTISLEEP verbessern Sie die Schlafqualität Ihrer 

Patienten nachhaltig – weitere Informationen auf  WWW.SICAT.DE.

1
0

0
3

/0
2

-1
7

-D
E

Schlafqualität ist Lebensqualität!

INFO@SICAT.COM WWW.SICAT.DE

Digitale Schienentherapie der Obstruktiven Schlafapnoe

BETTER TECHNOLOGY. BETTER SLEEP.


